
 

IC TEAM Verhaltenskodex 

In Übereinstimmung mit den Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte der Vereinten Nationen (UNGP) bekennen 
wir uns zu den Standards der nachfolgenden international anerkannten menschen- und umweltrechtlichen 
Referenzinstrumente: 
 
Verbot der Kinderarbeit, § 2 Abs. 2 Nr. 1, 2 LkSG 
In keiner Phase der Werkserbringung, Montage, Produktion bzw. Wertschöpfung darf Kinderarbeit eingesetzt werden. 
Unsere Zulieferer sind aufgefordert, sich an die Empfehlung aus den ILO-Konventionen zum Mindestalter für die 
Beschäftigung von Kindern zu halten. Demnach soll das Alter nicht geringer sein als das Alter, mit dem nach dem Recht 
des Beschäftigungsortes die allgemeine Schulpflicht endet und in jedem Fall nicht unter 15 Jahre. Wenn Kinder bei der 
Arbeit angetroffen werden, hat der Zulieferer die Maßnahmen zu dokumentieren, die zu ergreifen sind, um Abhilfe zu 
schaffen und den Kindern den Besuch einer Schule zu ermöglichen. Junge Arbeitnehmer unter 18 Jahren dürfen nicht für 
Arbeiten eingesetzt werden, die schädlich für die Gesundheit, Sicherheit oder Sittlichkeit von Kindern sind. Besondere 
Schutzvorschriften sind einzuhalten. 
 

Ausschluss von Zwangsarbeit, § 2 Abs. 2 Nr. 3, 4, 11 LkSG. 
Es darf keine Zwangsarbeit, Sklavenarbeit oder derart vergleichbare Arbeit eingesetzt werden. Jede Arbeit muss freiwillig 
sein und ohne Androhung von Strafe erfolgen. Die Mitarbeitenden müssen jederzeit die Arbeit oder das 
Beschäftigungsverhältnis beenden können. Außerdem darf keine inakzeptable Behandlung von Arbeitskräften, wie etwa 
psychische Härte, sexuelle und persönliche Belästigung und Erniedrigung stattfinden. Die Beauftragung oder Nutzung von 
Sicherheitskräften ist zu unterlassen, wenn beim Einsatz Personen unmenschlich oder erniedrigend behandelt oder 
verletzt werden oder die Vereinigungsfreiheit beeinträchtigt wird. 
 

Gesundheitsschutz; Sicherheit am Arbeitsplatz, § 2 Abs. 2 Nr. 5 LkSG. 
Wir und unsere Zulieferer sind für ein sicheres und gesundes Arbeitsumfeld verantwortlich. Durch Aufbau und Anwendung 
angemessener Arbeitssicherheitssysteme werden notwendige Vorsorgemaßnahmen gegen Unfälle und 
Gesundheitsschäden, die sich im Zusammenhang mit der Tätigkeit ergeben können, getroffen. Übermäßige körperliche 
oder geistige Ermüdung sind durch geeignete Maßnahmen zu verhindern. Zudem werden die Beschäftigten regelmäßig 
über geltende Gesundheitsschutz- und Sicherheitsnormen sowie Sicherheitsmaßnahmen informiert und geschult. 
 

Vereinigungsfreiheit, § 2 Abs. 2 Nr. 6 LkSG 
Das Recht der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, sich frei zu Gewerkschaften zusammenzuschließen oder diesen 
beitreten können, wird respektiert und gewahrt. Die Gründung, der Beitritt und die Mitgliedschaft zu einer Gewerkschaft 
dürfen nicht als Grund für ungerechtfertigte Diskriminierungen oder Vergeltungsmaßnahmen genutzt werden. 
Gewerkschaften dürfen sich frei und in Übereinstimmung mit dem Recht des Beschäftigungsortes betätigen. 
Arbeitnehmervertretern ist im Rahmen des kollektiven Arbeitsrechts freier Zugang zu den Arbeitsplätzen ihrer Kollegen zu 
gewähren, um sicherzustellen, dass sie ihre Rechte in gesetzmäßiger und friedlicher Weise wahrnehmen können. 
 

Diskriminierungsverbot, § 2 Abs. 2 Nr. 7 LkSG 
Die Ungleichbehandlung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist unzulässig, soweit sie nicht in den Erfordernissen der 
Beschäftigung begründet ist. Dies gilt z.B. für Benachteiligungen aufgrund von Geschlecht, nationaler, ethnischer oder 
sozialer Herkunft, Behinderung, Gesundheitsstatus, politischer Überzeugung, Weltanschauung, Religion, Alter, 
Schwangerschaft oder sexueller Orientierung. 
 

Faire Entlohnung, § 2 Abs. 2 Nr. 8 LkSG 
Es ist ein angemessener Lohn zu zahlen. Angemessener Lohn ist mindestens der nach dem anwendbaren Recht 
festgelegte Mindestlohn und bemisst sich ansonsten nach dem Recht des Beschäftigungsortes. 
 

Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen, § 2 Abs. 2 Nr. 9, 10 LkSG 
Es darf nicht unter Verstoß gegen legitime Rechte Land, Wälder oder Gewässer entzogen werden, deren Nutzung die 
Lebensgrundlage von Personen sichert. Schädliche Bodenveränderungen, Gewässer- und Luftverunreinigungen, 
Lärmemissionen sowie übermäßigen Wasserverbrauch sind zu unterlassen, wenn dies die Gesundheit von Personen 
schädigt, die natürlichen Grundlagen zur Produktion von Nahrung erheblich beeinträchtigt oder den Zugang von Personen 
zu einwandfreiem Trinkwasser oder Sanitäranlagen verhindert. 
 

 


